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b) die Bildung der ständigen Kommissionen und Wahl 
der Vorsitzenden und Mitglieder der ständigen Kom­
missionen,

c) das Referat des Vorsitzenden des Rates über die näch­
sten Aufgaben der Volksvertretung und ihrer Organe 
bei der Vorbereitung des 25. Jahrestages der Deutschen 
Demokratischen Republik, insbesondere bei der Siche­
rung der Erfüllung und gezielten Überbietung des 
Volkswirtschaftsplanes 1974,

d) die Aussprache über das Referat und Schlußwort,

e) die Wahl der Direktoren und Richter der Kreisgerichte 
und ihre Verpflichtung durch die Kreistage bzw. die 
Stadtverordnetenversammlungen und Stadtbezirks­
versammlungen der Stadtkreise sowie die Wahl der 
Mitglieder der Schiedskommissionen durch die Stadt­
bezirksversammlungen, Stadtverordnetenversammlun­
gen und Gemeindevertretungen.

3. Nach der Wahl des Vorsitzenden des Rates unterbreitet 
dieser der Volksvertretung auf der Grundlage des Be­
schlusses des Ministerrates über die Zusammensetzung 
der örtlichen Räte die Vorschläge für die Mitglieder des 
Rates.

4. Bei der Bildung ständiger Kommissionen ist von den 
bisherigen Erfahrungen und den Erfordernissen der Ar­
beit der jeweiligen örtlichen Volksvertretung auszuge­
hen.

Bereits in dieser Tagung sollten, soweit möglich, entspre­
chend § 14 Abs. 2 des Gesetzes über die örtlichen Volks­
vertretungen und ihre Organe in der Deutschen Demokra­
tischen Republik auch Bürger, die nicnt Abgeordnete oder 
Nachfolgekandidaten sind, in die ständigen Kommissio­
nen berufen werden.

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen sind in den 
Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen der Stadt­
kreise und Stadtbezirksversammlungen Beschwerdeaus­
schüsse zu bilden. Die Mitglieder der Beschwerdeaus­
schüsse sind zugleich Mitglieder ständiger Kommissionen. 
Die Vorsitzenden der Beschwerdeausschüsse können Mit­
glieder ständiger Kommissionen sein. III.

III.

1. Für die Beratungen der Volksvertretungen über ihre Auf­
gaben bei der Vorbereitung des 25. Jahrestages der DDR, 
insbesondere bei der Sicherung der Erfüllung und geziel­
ten Überbietung des Volkswirtschaftsplanes 1974, wird 
empfohlen:

— ausgehend vom jeweiligen Stand der Erfüllung des 
Volkswirtschaftsplanes 1974 sowie von den Leistungen 
im Wettbewerb zur Vorbereitung des 25. Jahrestages 
der DDR, die bei den Rechenschaftslegungen, in Wäh­
lerversammlungen und bei Kandidatenvorstellungen 
sichtbar gewordenen Erfahrungen und Ergebnisse 
gründlich auszuwerten. Gute Erfahrungen müssen für 
die künftige Arbeit genutzt und verallgemeinert, noch 
vorhandene Mängel und ihre Ursadien aufgedeckt und I

Maßnahmen zu ihrer Beseitigung festgelegt werden. 
Dabei ist eine sorgfältige Beantwortung der Hinweise, 
Vorschläge und Kritiken der Werktätigen zu sichern;

— die wichtigsten Aufgaben festzulegen, auf die sich die 
Volksvertretungen, ihre Organe und Abgeordneten 
bei der weiteren Durchführung des Volkswirtschafts­
planes 1974 und des Wettbewerbs in Vorbereitung des
25. Jahrestages der Gründung der DDR konzentrieren.

Dabei ist vor allem darüber zu beraten, wie die ört­
lichen Volksvertretungen und ihre Organe aktiv die 
Initiativen der Werktätigen in Industrie und Land­
wirtschaft unterstützen, damit aus jeder Mark, jeder 
Stunde Arbeitszeit und jedem Gramm Material ein 
größerer Nutzeffekt erzielt wird. Es gilt, alle territo­
rialen Möglichkeiten zur Erhöhung der Effektivität 
der Volkswirtschaft zu nutzen. Im besonderen Maße 
gilt es zu sichern, daß die Aufgaben und Verpflichtun­
gen zur unmittelbaren Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen erfüllt werden. 
Im Vordergrund stehen dabei die Erfüllung des Planes 
komplexer Wohnungsbau, die Aufgaben zur Verbesse­
rung der medizinischen Versorgung und Betreuung so­
wie der Versorgung mit Waren des täglichen Bedarfs, 
mit Konsumgütern, Dienstleistungen und Reparaturen, 
die Verschönerung, Sauberkeit und Ordnung in den 
Städten und Gemeinden, die Verbesserung des geistig­
kulturellen Lebens, der Erholung und sportlichen Be­
tätigung besonders für die Jugend.

Bei der Lösung dieser Aufgaben ist von der gemein­
samen Verantwortung der Staatsorgane und der Be­
triebe und Einrichtungen für die gesellschaftliche Ent­
wicklung im Territorium auszugehen und die Gemein­
schaftsarbeit weiter zu entwickeln. Von der ersten Ta­
gung der Volksvertretung an sollte nach dem Grund­
satz gearbeitet werden: die Verantwortlichkeit exakt 
festlegen, jede Aufgabe gründlich vorbereiten und 
durch konzentrierten Einsatz der Kräfte und Mittel bis 
zu Ende lösen sowie die Kontrolle über die Durchfüh­
rung organisieren;

— die in der Wahlbewegung von den Abgeordneten ent­
gegengenommenen und durch die Räte hinsichtlich ih­
rer Erfüllbarkeit überprüften Wähleraufträge zu be­
stätigen.

Gleichzeitig sollten Maßnahmen zur aktiven Mitarbeit 
der Bürger für die Erfüllung dieser Aufträge festge­
legt werden. Über die Bestätigung und die Erfüllung 
der Wähleraufträge ist vor den Bürgern Bericht zu 
erstatten. Erweist sich die Erfüllung solcher Aufträge 
nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt als mög­
lich, so ist das den Bürgern zu erläutern.

2. Bei der Festlegung der Aufgaben ist auch darüber zu
beraten, durch welche Maßnahmen die Qualität und Ef­
fektivität der Tätigkeit der Volksvertretungen und ihrer
Organe weiter erhöht werden kann.

— Es gilt herauszuarbeiten, welche höheren Anforderun­
gen an die Arbeit der Volksvertretungen, ständigen 
Kommissionen und jeden Abgeordneten gestellt wer-


